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Einleitung

Thema

Das Thema Transparenz hat im Zusammenhang mit der Verteilung von
Steuersubstrat und dem internationalen Informationsaustausch seit gerau-
mer Zeit im internationalen Steuerrecht global an Fahrt aufgenommen.1
Grund dafür ist die verstärkte politische und öffentliche Fokussierung auf
die Steuergestaltungen multinationaler Unternehmen, die mit ihren Steu-
ermodellen in der Vergangenheit die Gewinne verlagerten bzw. verkürz-
ten und dadurch ihre Steuerbelastung teilweise bis zu einem einstelligen
Prozentsatz drücken konnten. In diesem Kontext fällt der Begriff der „ag-
gressiven Steuergestaltung“ von multinationalenen Unternehmen.

Die OECD hat sich im Auftrag der G20-Staaten mit denen als aggressiv
bezeichneten Steuergestaltungen unter dem Namen BEPS, also Base Erosi-
on and Profit Shifting, auseinandergesetzt und herausgearbeitet, wie BEPS
das Vorgehen der Unternehmen ermöglicht. Die OECD veröffentlichte
Ende 2015 ihre Abschlussberichte, in denen sie 15 Aktionspunkte themati-
sieren. Diese Punkte konzentrieren sich auf punktuelle Veränderungen des
materiellen Rechts und der Erweiterung bestehender Anzeigepflichten.
Zudem steht die Steigerung der Transparenz der Steuerpflichtigen gegen-
über den Steuerverwaltungen als auch unter den internationalen Steuer-
verwaltungen selbst im Mittelpunkt. Den Empfehlungen der OECD folg-
ten weltweite gesetzgeberische Umsetzungen. Auch der europäische Ge-
setzgeber hat sich intensiv mit den Aktionspunkten beschäftigt und weit-
gehende und rasche Umsetzungen eingeleitet.

Die Steigerung der Transparenz drückt sich dabei am deutlichsten in
den Aktionspunkten 12 und 13 aus. Während Aktionspunkt 12 die Anzei-
gepflicht für Steuergestaltungen thematisiert, beschäftigt sich Aktions-
punkt 13 mit einer neuartigen dreistufigen Verrechnungspreisdokumenta-

Kapitel 1

A.

1 Siehe dazu nur Thoens/Schley, IStR 2018, 632 (633); Hey, FG 2018, 633 (633) zu
Anzeigepflichten bei Steuergestaltungen; Hendricks, StuW 2018, 354 (355); Wöhrer,
What is the Cost of Transparency?, 2018, 3 ff.; Duffy/Bailey, International Tax Re-
view 2017, Tax disputes post-BEPS: A perfect storm; Flüchter, IStR 2015, 943
(947 ff.); Swenson, International Tax Review 2015, Global chaos: Tax dispute resolu-
tion under mounting pressure; Burwitz, NZG 2015, 546 (547 ff.); Packman, Tax
transparency and country-by-country reporting, 2012, 3 ff.
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tion. Diese setzt sich aus einem Master File (Stammdokumentation), einem
Local File (Einzeldokumentation) und einem Country-by-Country-Reporting
(länderbezogener Bericht) zusammen. Mit dieser Dokumentation wird das
Ziel verfolgt, die Transparenz hinsichtlich der Verrechnungspreise gegen-
über den Steuerverwaltungen zu verbessern.2

Der länderbezogene Bericht verpflichtet multinationale Konzerne mit
jährlichen konsolidierten Umsatzerlösen von mindestens 750 Mio. EUR zu
einer jährlichen Veröffentlichung gegenüber den zuständigen Behörden.
Der Bericht enthält je Staat aggregierte Daten über die globale Verteilung
der Umsätze, Gewinne, Steuern, Arbeitnehmerzahlen, ausschüttbare Ge-
winne, des Eigenkapitals und des beweglichen Vermögens, sowie die An-
gabe der wichtigsten Geschäftstätigkeiten des Steuerpflichtigen in den je-
weiligen Ansässigkeitsstaaten. Ziel ist es, diese dreistufige Verrechnungs-
preisdokumentation als Grundlage für Verrechnungspreisanalysen zu ver-
wenden.3 Um die Transparenz nicht nur zwischen den betroffenen Unter-
nehmen und den nationalen Steuerverwaltungen zu erhöhen, sieht Akti-
onspunkt 13 darüber hinaus einen automatischen Austausch, der länderbe-
zogenen Berichte zwischen den Staaten vor, in denen ein Unternehmen
des multinationalen Konzerns ansässig ist oder über eine Betriebsstätte ver-
fügt.

Da den Empfehlungen der OECD/G20 keine verbindliche Rechtsquali-
tät zukommt, bedurfte es zunächst einer Umsetzung durch den europä-
ischen Gesetzgeber.4 Dabei wurde der Aktionspunkt 13 mit seiner dreistu-
figen Verrechnungspreisdokumentation durch die Richtlinie 2016/881/EU
übernommen. Die nationale Umsetzung der Richtlinie 2016/881/EU er-
folgte im Dezember 2016 insbesondere in § 90 Abs. 3 AO und für den län-
derbezogenen Bericht in einem neuen § 138 a AO.

Der länderbezogene Bericht ist Gegenstand dieser Arbeit.

Ziel der Arbeit

Diese Arbeit untersucht die inhaltliche Ausgestaltung des länderbezoge-
nen Berichts und geht der Frage nach, ob die nationale Umsetzung der
Verpflichtung zur Erstellung und Übermittlung des länderbezogenen Be-

B.

2 OECD, Aktionspunkt 13 – Abschlussbericht 2015, 9.
3 Kritisch dazu Schreiber/Voget, StuW 2017, 145 (146); siehe auch OECD, Aktions-

punkt 13 – Abschlussbericht 2015, 15; Fuest/Spengel et. al., StuW 2015, 90 (94).
4 Köhler, StBJb 2015/2016, 361 (368).
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richts sowie sein automatischer Austausch zwischen den Steuerverwaltun-
gen mit höherrangigen Recht, insbesondere dem Europarecht, vereinbar
ist. Abgeschlossen wird die Arbeit mit einer Darstellung des außergerichtli-
chen und gerichtlichen Rechtsschutzes sowie einer Untersuchung von
schadensersatzrechtlichen Möglichkeiten für die betroffenen Unterneh-
men des länderbezogenen Berichts.

Relevanz der Arbeit

Die Relevanz dieser Arbeit ergibt sich aus den gesteigerten Transparenzan-
forderungen, die die Steuerpflichtigen aufgrund gesetzgeberischer Verän-
derungen treffen. Je mehr Transparenzanforderungen an die Unterneh-
men gestellt werden, desto eindringlicher stellt sich die Frage, welchen
Mehrwert die Steuerverwaltungen daraus erhalten und wie dies mit gelten-
dem Recht vereinbar ist. Diese Fragestellung gewinnt zudem dadurch an
Gewicht, als dass der länderbezogene Bericht jährlich automatisch mit an-
deren Staaten ausgetauscht wird.

Die Einigung der Staatengemeinschaft im Rahmen des BEPS-Projekts
auf neue Standards gilt als ein Meilenstein für die internationale Steuerpo-
litik. Vor dem Hintergrund des politischen und gesellschaftlichen Drucks,
eine verstärkte Zusammenarbeit der internationalen Steuerverwaltungen
voranzutreiben und BEPS einzudämmen, erscheint es als ein Balanceakt,
die Ergebnisse des internationalen BEPS-Projekts zügig in nationales Recht
umzusetzen und dabei die Rechte des Steuerpflichtigen ausreichend zu be-
rücksichtigen.5 Im Zuge erhöhter Transparenzanforderungen und eines
vermehrten Informationsaustausches, bestehen sowohl Gefahren der
Rechtssicherheit als auch des Steuergeheimnisses und des Datenschutzes,
da immer mehr Staaten Zugang zu Daten Steuerpflichtiger erhalten.6 Hier
hat nicht zuletzt die DSGVO in der Europischen Union einen Standard an
Datenschutzbestimmungen gesetzt und damit die Bedeutung eines ein-
heitlichen Datenschutzes deutlich gemacht. Der Austausch der länderbezo-
genen Berichte erfolgt schließlich nicht nur innerhalb der EU, sondern
auch mit Drittländern. Dabei gilt es, ein unterschiedliches nationales Steu-

C.

5 Siehe Raber, Ausgewählte Reformansätze im steuerpolitischen Kontext aus Unter-
nehmersicht, in: Oestreicher, BEPS, 2015, 153 (158 f.); Seer, in: Mellinghoff et. al.,
Leitgedanken des Rechts, Band II, § 163 Rn. 25.

6 Siehe Raber, Ausgewählte Reformansätze im steuerpolitischen Kontext aus Unter-
nehmersicht, in: Oestreicher, BEPS, 2015, 153 (158 f.).
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erdatenschutzniveau der Staaten zu überwinden und betroffene Unterneh-
men weltweit ausreichend zu schützen. 
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Sinn und Zweck

Problemaufriss

Die Thematik der „aggressiven Steuergestaltungen“ multinationaler Kon-
zerne beschäftigt neben der Öffentlichkeit7 vermehrt die internationale Po-
litik.8 Unter dem Begriff des „multinationalen Konzerns“ ist ein solcher zu
verstehen, „der zwei oder mehr Unternehmen umfasst, deren steuerliche
Ansässigkeit in unterschiedlichen Staaten liegt, oder ein Unternehmen, das
in einem Staat steuerlich ansässig ist und in einem anderen Staat mit der
durch eine Betriebsstätte ausgeübten Geschäftstätigkeit steuerpflichtig ist,
und der kein freigestellter multinationaler Konzern ist.“9 Eine allgemeine
Definition für die Begrifflichkeit der als aggressiv empfundenen Steuerge-
staltungen besteht nicht. Aus der öffentlichen Debatte lässt sich allerdings
ein allgemeines Verständnis entnehmen, dass insbesondere die Ausnut-
zung von Steuersystemen durch ein Unternehmen zur Senkung seiner ef-
fektiven Steuerbelastung auf ein Minimum davon umfasst sein soll.10

Die bestehende Diskussion richtet sich zum einen gegen die gesetzgebe-
risch eröffneten Möglichkeiten für die Unternehmen, die Steuergefälle
zwischen den Staaten zur Senkung ihrer Steuerlast im Rahmen des gelten-
den Rechts ausnutzen.11 Zum anderen stehen ihre Steuergestaltungen im
Fokus, die trotz Vereinbarkeit mit geltendem Recht zu einer als ungerecht
empfundenen Verteilung von Steuersubstrat führen. Die Öffentlichkeit12

greift zur Darstellung dieser Thematik zumeist US-amerikanische global
agierende Konzerne medial auf, die durch ihre Steuermodelle und die Aus-
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7 Zahlreiche Studien beweisen die Praktiken zu Gewinnverkürzungen und Ge-
winnverlagerungen multinationaler Unternehmen. Siehe dazu nur die Studien
von McDonald, 2008; Avi-Yonah/Lahav, 2012; Grubert, 2012; Markle/Hackelford,
2012; Overesch, 2016.

8 OECD, Situationsbeschreibung und Lösungsansätze, 2014, 7.
9 OECD, Aktionspunkt 13 – Abschlussbericht 2015, 43.

10 Dazu auch BT-Drucks. 18/5776: Auf eine Kleine Anfrage nannte die Bundesregie-
rung als Beispiel für eine aggressive Steuergestaltung eine „auf möglichst hohe Steu-
erersparnis abzielende Beratung.“

11 Vgl. nur FG Köln, Beschl. v. 7.9.2015 – 2 V 1375/15, IStR 2015, 835 Rn. 89; BT-
Drucks. 18/9536, 24.

12 Vgl. nur Jungbluth, Die Zeit, 21.2.2013; Meck, FAZ 18.8.2013; Bernau, FAZ
28.6.2017.
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nutzung der differgierenden staatlichen Steuersysteme die effektive Steuer-
belastung ihrer weltweit generierten Gewinne auf einen niedrigen Pro-
zentsatz drücken können.13 Diese steuerlichen Gestaltungsmöglichkeiten
können zudem zu Wettbewerbsvorteilen gegenüber kleineren, lokalen Un-
ternehmen führen, die über keine ausländischen Unternehmen oder Be-
triebsstätten verfügen und sich die Inkongruenzen der verschiedenen Steu-
ersysteme daher nicht zunutze machen können.

Minderbesteuerung kann folglich nicht nur zu nationalen Steuerausfäl-
len, sondern auch zur Verzerrung des internationalen Steuerwettbewerbs
führen. Die OECD schätzt die globalen Mindereinnahmen durch Gewinn-
verlagerungen und Gewinnkürzungen durch internationale Steuergestal-
tungen bei der Körperschaftssteuer zwischen 4 % und 10 % der globalen
Körperschaftsteuereinnahmen ein. Dies würde jährlich 100 bis 240 Mrd.
US-$ betragen.14 Weil globale steuerliche Mindereinnahmen eine Vielzahl
von Staaten treffen, bedarf es daher auch möglichst einheitlicher Regelun-
gen, die die identifizierten Probleme global bekämpfen.

Das BEPS-Projekt

Die beobachteten steuerlichen Praktiken multinationaler Konzerne wer-
den unter dem Schlagwort Base Erosion and Profit Shifting (BEPS), also der
Verminderung steuerlicher Bemessungsgrundlagen und der grenzüber-
schreitenden Verschiebung von Gewinnen durch multinationale Konzer-
ne, international thematisiert.15 Die OECD hat sich seit 2013 im Auftrag
der G20-Staaten mit BEPS auseinandergesetzt. Dabei analysiert die OECD
die Auslöser und Grundlagen von Gewinnverlagerungen und -kürzungen
und beschäftigt sich mit dem grenzüberschreitenden Verschieben von Ge-
winnen durch multinationale Konzerne. In den Mittelpunkt ihrer Unter-
suchung nimmt sie jene Grundpfeiler, die sie für die Besteuerung grenz-
überschreitender Wirtschaftstätigkeit als relevant erachtet. Dabei handelt
es sich um die Steuerhoheit, also die jeweiligen nationalen Anknüpfungs-
punkte für die Besteuerung, die Verrechnungspreise, die Fremdfinanzie-
rung sowie die Steuerumgehung.16 Diese eröffnen nach Auffassung der

B.

13 Europäische Kommission, Commission Expert Group on Taxation of the digital
Economy, 28.5.2014, 54 f.

14 OECD, Situationsbeschreibung und Lösungsansätze, 2014, 4.
15 OECD, Background Brief – Inclusive Framework on BEPS, 2017, 7.
16 OECD, Situationsbeschreibung und Lösungsansätze, 2014, 41 ff.
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OECD zahlreiche Möglichkeiten für BEPS.17 Die Untersuchung endete am
5. Oktober 2015 mit der Veröffentlichung der finalen Fassung des BEPS-
Projekts, die in ihren 15 Aktionspunkten Handlungsempfehlungen für in-
ternationale Standards enthält.18

Gründe

Die Gründe für BEPS sind vielschichtig. Die OECD erkennt in den beste-
henden international unterschiedlichen steuerrechtlichen Rahmenbedin-
gungen einen wesentlichen Auslöser für BEPS. Grund dafür sei, dass die
bestehenden Regelungen nicht mehr mit der fortschreitenden wirtschaftli-
chen Globalisierung im Einklang stünden.19 Ebenso seien die veränderten
Geschäftspraktiken multinationaler Konzerne in den Fokus zu nehmen.
Die OECD nennt Beispiele, die das Problem BEPS verständlich machen
sollen. So ist es den untersuchten multinationalen Konzernen möglich,
Gewinne in einem Staat zu erzielen, ohne über eine steuerpflichtige Prä-
senz in diesem Staat zu verfügen. Ebenso kann eine Tochtergesellschaft in
einem Niedrigsteuerland gemessen zu den Aktiva einen fast doppelt so ho-
hen Gewinn ausweisen wie ihr globaler Konzern.20 Die OECD hält in
ihrer Situationsbeschreibung zu BEPS daher fest, dass Unternehmen einige
nationale Regelungen zu umgehen und für sie vorteilhafte Regelungen
auszunutzen versuchen, um damit ihre Steuerlast möglichst gering zu hal-
ten.21

Einen weiteren Grund für BEPS sieht die OECD zudem in der bestehen-
den mangelnden Kenntnis der Steuerverwaltungen über die weltweiten
Gewinne, Steuern und Wirtschaftsaktivitäten ihrer Steuerpflichtigen.22

Viele Staaten arbeiten bei grenzüberschreitenden Sachverhalten zusam-
men, da die Unternehmensbesteuerung gemäß den Prinzipien der formel-
len Territorialität und der materiellen Universalität erfolgt.23 Diese be-
schränken das staatliche Handeln, Informationen auf fremden Territorien
zu beschaffen und sie auf nationaler Ebene ihrer Besteuerung zugrunde zu

I.

17 OECD, Situationsbeschreibung und Lösungsansätze, 2014, 48 ff.
18 Dazu OECD, OECD/G20 Projekt, Erläuterung, Abschlussberichte 2015.
19 OECD, Situationsbeschreibung und Lösungsansätze, 2014, 7.
20 OECD, Situationsbeschreibung und Lösungsansätze, 2014, 62.
21 OECD, Situationsbeschreibung und Lösungsansätze, 2014, 55.
22 OECD, Situationsbeschreibung und Lösungsansätze, 2014, 7.
23 Jacobs/Endres/Spengel, in: Jacobs, Internationale Unternehmensbesteuerung, 2016,

420.
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